
Innenminister Dr. Th. de Maizière,
Bundesministerium des Innern

Alt-Moabit 140
10557 Berlin

Dresden, den 24.08.16
Betreff: Verschärfung Waffengesetz

Sehr geehrter Herr Innenminister de Maizière,

aufgrund der Anschläge von Paris erwägt die EU die Verschärfung des Waffenrechts. Die Vorgaben 
der EU sollen in die deutsche Gesetzgebung einfließen und die bereits bestehenden strengen 
deutschen Regelungen weiter verschärfen. Sie möchten die bestehende Gesetzgebung nun noch 
weiter verschärfen, u.a. sollen neue Aufbewahrungsvorschriften Gesetzeskraft erlangen.

Da die Politik von couragierten Bürgern die Mitwirkung bei der Meinungsfindung einfordert, 
möchte ich mich mit diesem Schreiben in diesen Prozess mit einbringen.

(1) Illegale Waffen1

In einem Artikel auf netzpolitik.org wird darauf hingewiesen, dass die Anschläge in Paris mit 
vollautomatischen Waffen ausgeführt wurden, die dem Waffengesetz unterliegen. Nach in 
Deutschland geltendem Gesetz können diese Waffen nicht rechtmäßig in private Hände gelangen. 
Die Initiative der EU und der Bundesregierung zielt nun auf die Bannung legaler halbautomatischer 
Waffen. Eine Logik, die immer Grundlage einer Gesetzgebung sein sollte, erschließt sich mir daher 
nicht.
Vielmehr muss die Frage erlaubt sein, wie es sein kann, dass ein Schwarzmarkt existiert? Hier 
bedarf es m.E. einer Verstärkung von Zoll, Bundespolizei und Grenzkontrollen(?)! Einen 
Schwarzmarkt bekämpft man nicht durch Gesetze sondern durch Handeln.

Kalaschnikow oder Raketenwerfer für 300 bis 700 Euro

Nach den Anschlägen vom Wochenende in Paris wurde bekannt, dass die bayerische Polizei eine 
Woche zuvor nahe Rosenheim ein Fahrzeug mit montenegrinischem Kennzeichen anhielt und 
zunächst Pistolen und eine Handgranate fand. Nach einer Durchsuchung seien acht Sturmgewehre 
vom Typ AK-47 Kalaschnikow samt Munition, zwei Pistolen, ein Revolver, zwei Handgranaten und 
200 Gramm TNT-Sprengstoff entdeckt worden. Nach Medienberichten war das GPS-Navigationssystem
im Fahrzeug auf eine Adresse in Paris eingestellt worden. Ob es sich bei dem Festgenommenen 
um einen Komplizen der Attentäter handelt ist nicht ermittelt, möglicherweise betätigte sich 
der Mann als Kurier für irregulär in Umlauf gebrachte Waffen.

Laut einem Briefing der EU-Polizeiagentur Europol von 2010 nahm der Besitz illegaler 
Schusswaffen unter Mitgliedern der Organisierten Kriminalität vor einigen Jahren zu. Zwar 
seien eher kleinere Waffentypen bevorzugt worden, jedoch sei auch ein Anstieg der Nutzung 
schwerer Waffen oder explosiver Geräte zu verzeichnen gewesen. Eine Kalaschnikow oder ein 
Raketenwerfer war demnach für 300 bis 700 Euro zu erwerben. Da Russland seine Kalaschnikow-
Gewehre derzeit modernisiere, seien laut Al-Jazerera ältere Versionen der Gewehre vermehrt 
auf dem Schwarzmarkt zu finden.

Weiterhin wird in dem Artikel ausgeführt, dass Waffen direkt beim Militär entwendet werden:

Einige der Waffen werden sogar direkt bei den Militärs der EU-Mitgliedsstaaten abgezweigt. 
Laut dem deutschen Verteidigungsministerium seien seit 2001 allein in Deutschland 
(Auslandseinsätze nicht mitgezählt) 127 Pistolen, Maschinenpistolen, Gewehre oder 
Maschinengewehre „abhandengekommen“, von denen jedoch 62 „wieder aufgefunden werden konnten“.

1 https://netzpolitik.org/2015/europa-hat-ein-problem-mit-feuerwaffen/



Wenn die Sache nicht so tragisch und ernst wäre, könnte die Bundesregierung hier bei der 
Entsorgung des G36 erhebliche Kosten sparen. Um Platz für die neuen Gewehre zu schaffen, 
könnten die Bestände an G36 einfach abhandenkommen.
Neustes Beispiel ist das Verschwinden einer Maschinenpistole in Leipzig. Wie derartige Vorfälle 
zeigen, sollte besser die Sicherung von Waffen bei den staatlichen Institutionen verbessert werden, 
als bei den privaten Bürgern. 
Die privaten Besitzer registrierter Schusswaffen müssen schon heute den zuständigen Behörden 
Auskunft darüber geben, wie sie ihre registrierten Waffen lagern. Die zuständige Behörde hat das 
Recht und die Pflicht zu kontrollieren. Auch in diesem Punkt besteht keine Notwendigkeit zur 
Verschärfung der Gesetze,  sondern eher Bedarf zur schlichten Anwendung bestehender Gesetze 
und Verordnungen.

(2) Schusswaffen in Europa2

Einer europaweiten Vereinheitlichung ist zuzustimmen wobei die Verhältnismäßigkeit zu beachten 
ist. Aus der nachstehenden Graphik ist ersichtlich, dass der Waffenbesitz in Deutschland im 
Wesentlichen (ca. +9%) dem EU-Durchschnitt von 27,7 Waffen je 100 Einwohner entspricht. Die 
Anzahl der Tötungen liegt aber bedeutend (-44%) unter dem EU-Durchschnitt von 0,3 Tötungen je 
100.000 Einwohnern. Eine Verschärfung des Waffenrechts für Deutschland lässt sich mit Blick nach
Europa meines Erachtens nicht rechtfertigen.

(3) Immer mehr Waffen, immer weniger Morde3

Nicht immer können die USA als Vorbild dienen. Allerdings kann in der „Welt“ nachgelesen 
werden, dass nicht die steigende Anzahl von Waffen in Privatbesitz zwangsläufig zu einer höheren 
Zahl von Delikten führen muss.

Eine Statistik der Bundeszentrale für politische Bildung gibt für 2014 eine Quote von 4,7 
getöteten Verbrechensopfern auf 100.000 US-Bürger an. Das ist gemessen etwa an Deutschland im
gleichen Jahr mit einer Quote von 0,8 Verbrechensopfer auf 100.000 Einwohner immer noch eine 
immens hohe Rate. Doch selbst im Vergleich mit manchen europäischen Ländern schneiden die USA
nicht sonderlich schlecht ab. In Albanien (5,0), Estland (5,0) Lettland (4,7) oder Litauen 
(6,7) lebt man nicht unbedingt sicherer als in den Vereinigten Staaten. Global die 

2 http://www.welt.de/politik/ausland/article121049370/EU-Kommission-will-Waffenrecht-verschaerfen.html
3 http://www.welt.de/vermischtes/article143346240/Immer-mehr-Waffen-immer-weniger-Morde.

http://www.welt.de/politik/ausland/article121049370/EU-Kommission-will-Waffenrecht-verschaerfen.html


gefährlichsten Länder sind nach dieser Statistik übrigens Honduras, wo von 100.000 Menschen 
90,4 ermordet werden, Venezuela (53,7) und die (nur nach dem Namen und in der 
Außenvertretung) Amerikanischen Jungferninseln (52,6).

Vielmehr lässt sich aus dem dargestellten Sachverhalt ableiten, dass das existierende Gemeinwesen 
bzw. die Zivilgesellschaft Einfluss auf die Nutzung von Waffen haben. Für die Bundesrepublik 
muss ein demokratisches Gemeinwesen mit zivilisierten Umgangsformen angenommen werden, 
wie sonst sollte sich seine Attraktivität in der gesamten Welt erklären lassen. Kriminelle stehen 
außerhalb der Zivilgesellschaft und nutzen illegale Waffen, sie werden diese nicht von 
verantwortungsbewussten Bürgern zur Verfügung gestellt bekommen. Solange die Zivilgesellschaft 
nicht in Gefahr ist, sehe ich keine Notwendigkeit, in Deutschland die Gesetze zu verschärfen. Eine 
Verschärfung würde zum Ausdruck bringen, dass der deutsche Gesetzgeber den Zustand der 
Zivilgesellschaft in Gefahr sieht und seinen steuerzahlenden Bürger nicht mehr traut. Ein 
geplanter/diskutierter Einsatz der Bundeswehr im Inland unterstreicht diesen Fakt nur.
Der beim Bürger entstehende Eindruck des Vertrauensverlusts durch die Regierenden wirkt auf 
mich umso verstörender als sich die momentan geltenden Regelungen in der Bundesrepublik seit 
langem bewährt haben und die terroristischen Bedrohungen nicht durch den Zustand der 
Zivilgesellschaft in der Bundesrepublik verursacht werden.

Ich hoffe, dass Sie meine Positionen nachvollziehen können. Aufgrund meines Alters verfüge ich 
über die Erfahrungen mit zwei Gesellschaftssystemen. Daher glaube ich einschätzen zu können, 
dass die freie bürgerliche Demokratie, in der wir heute leben, es nicht verdient, durch unlogische 
und die Bürger in ihrer Freiheit und Verantwortlichkeit einschränkende Maßnahmen auf dem Altar 
des Kampfes gegen den Terrorismus geopfert zu werden.

Mit freundlichen Grüßen


